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Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Bruders-
dorfer Gruppe, für das Haushaltsjahr 2020 

 
I. 

Aufgrund des § 17 der Verbandssatzung vom 09.08.2011, des Art. 40 Abs. 1 
KommZG, sowie Art. 63 ff der GO, hat die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des zur Wasserversorgung der Brudersdorfer Gruppe, in ihrer öffentlichen Sitzung am 

30.07.2020 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr  2020  beschlossen,  die 
hiermit gemäß, Art. 24 KommZG i.V.m. Art 65 Abs. 3 GO bekanntgemacht wird: 

 
§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit festgesetzt;  

er schließt  
 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  888.800,00 € 
 

und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  2.402.000,00 € 

ab. 
 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen wird auf 58.000,00 € festgesetzt. 

 
§ 3 

An Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 140.000,00 € fest-

gesetzt. 
 

§ 4 
(1) Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben. 
(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf 100.000,00 € festgesetzt. 

 
§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2020 in Kraft. 
 

II. 

Das Landratsamt Schwandorf hat mit Schreiben vom 21.09.2020 Az. 2.1-941 die Ge-
nehmigung für die in § 2 der Haushaltssatzung 2020 festgelegte Kreditaufnahme er-

teilt. 
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III. 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung eine 

Woche lang bei der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Schmidgaden, während der 
allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 

 
Schmidgaden, 16.10.2020  
Zweckverband zur Wasserversorgung  

der Brudersdorfer Gruppe 
Zeitler 

Zweckverbandsvorsitzender 
 
 

 
Geschäftsordnung für die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes 

Fensterbach 
 

Die Schulverbandsversammlung des  

„Schulverbandes Fensterbach“  
 

(nachfolgend kurz "Die Schulverbandsversammlung" genannt) gibt sich auf Grund des 
Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (Bay-SchFG), der Art. 
1 Abs. 1 Satz 3 und Art. 27 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-

menarbeit (KommZG) sowie des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) folgende Geschäftsordnung: 

 
A. Die Organe des Schulverbands und ihre Aufgaben 

 

I. Die Schulverbandsversammlung 
 

§ 1 Zuständigkeit der Schulverbandsversammlung 
Die Schulverbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten des Schulverban-
des, soweit sie nicht in die Zuständigkeit des Verbandsvorsitz-enden (Art. 9 Abs. 1 

BaySchFG, Art. 36 KommZG, §§ 4 - 7 dieser Geschäfts-ordnung) fallen. 
 

§ 2 Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
(1) Soweit die Mitglieder der Schulverbandsversammlung nicht an ordnungsgemäß nach 

Art. 33 Abs. 2 Satz 4 KommZG zustande gekommene Weisungen der Mitgliedsgemein-
den gebunden sind, üben sie ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht 
auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus. 

(2) Für die allgemeine Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
(Teilnahme- und Abstimmungspflicht, Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheim-

haltungspflicht, Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung, Geltendmachung von An-
sprüchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Verlust des Amtes) gelten Art. ommZG 
sowie die Artikel 48 Abs. 1  

und 2, Art. 20, Art. 56 a Abs. 1, Art. 49, 50, 19 GO, für die gekorenen Mitglieder (Art. 
9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG) ferner Art. 48 Abs. 3 GO entsprechend. Die Mitglieder der 

Schulverbandsversammlung, die erste Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden sind, 
können ihre Mitgliedschaft in der Schulverbandsversammlung während der Zeit ihres 
Bürgermeisteramtes nicht niederlegen. 

(3) Die Schulverbandsversammlung kann zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse einzelnen 
ihrer Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete zur Bearbeitung zu-teilen und sie insoweit 

mit der Überwachung der Verwaltungstätigkeit des Schulverbandes betrauen (Art. 9 
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Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs.1 Satz 1 KommZG und Art. 46 Abs.1 und 2, Art. 
30 Abs. 3 GO). 

(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind Mitglieder der Schulver-bandsver-
sammlung nur berechtigt, soweit ihnen der Schulverbandsvorsitzende im Rahmen der 

Geschäftsverteilung nach Anhörung seines Stellvertreters einzelne seiner Befugnisse (§ 
4 - 7 dieser Geschäftsordnung) überträgt (Art. 9 Abs.1 BaySchFG i.V.m. Art. 37 Abs.4 
KommZG, ferner Art. 26 Abs.1 Satz 1 und Art. 39 Abs.2 GO). 

(5) Mitglieder der Schulverbandsversammlung haben, soweit sie eine Tätigkeit nach 
Abs. 3 oder Abs. 4 ausüben, ein Recht auf Einsicht in die Akten des Schulverbandes, 

sonst nur, wenn sie von der Schulverbandsversammlung mit der Einsichtnahme beauf-
tragt werden. das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegenüber dem Schulverbandsvorsit-
zenden geltend zu machen. 

 
§ 3 Stellvertretung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

(1) Die als Mitglieder der Schulverbandsversammlung amtierenden ersten Bürgermeis-
ter der Mitgliedsgemeinden werden im Falle der Verhinderung in der Schulverbandsver-
sammlung von ihren allgemeinen Vertretern in ihren Gemeinden (Art. 39 Abs. 1 GO) 

vertreten (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 31 Abs. 3 Satz 1 KommZG). Diese Ver-
treter besitzen in der Schulverbands-versammlung die Rechtsstellung gemäß § 2 dieser 

Geschäftsordnung. 
(2) Für die verhinderten sonstigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung entsen-
den die Mitgliedsgemeinden von ihnen nach Art. 31 Abs. 3 Satz 1 KommZG bestellte 

Vertreter in die Schulverbandsversammlung. 
 

II. Der Schulverbandsvorsitzende 
 

1. Aufgabenbereich  

 
§ 4 Vorsitz in der Schulverbandsversammlung  

(1) Der Schulverbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der Schulverbandsver-sammm-
lung (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V.m. Art. 36 Abs.1 Satz KommZG). 
Er bereitet die Beratungsgegenstände vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 9 Abs. 1 

BaySchFG i.V.m. Art. 36 Abs.1 Satz 2 und Art. 26 Abs.1 Satz 1 Komm-ZG und Art. 36 
Abs. 2 GO). In der Sitzung leitet er die Beratung und die Abstimmung, handhabt die 

Ordnung und übt das Hausrecht aus (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs.1 Satz 
1 KommZG und Art. 53 Abs. 1 GO). 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende hat die Beschlüsse der Schulverbands-versammm-
lung unverzüglich zu vollziehen (Art. 9 Abs.9 BaySchFG i.V.m. Art. 36 Abs. 2 KommZG). 
Über etwaige Hinderungsgründe hat er die Schulverbandsversammlung in der nächsten 

Sitzung, erforderlichenfalls unter Einberufung einer gesonderten Sitzung, zu unterrich-
ten. Hält er Beschlüsse der Schulverbandsversammlung für rechtswidrig, so weist er die 

Schulverbandsversammlung auf seine Bedenken hin und setzt den Vollzug des Be-
schlusses vorläufig aus. Hält die Schulverbandsversammlung ihre Entscheidung auf-
recht, so führt der Schulverbandsvorsitzende die Entscheidung der Rechtsauf-sichtbe-

hörde herbei (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 
59 Abs. 2 GO). 

(3) Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden, anstelle der Schulverbands-versamm-
lung dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen 
(Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs .3 GO), 

erstreckt sich nur auf Maßnahmen, die nicht ohne erheblichen Nachteil für den Schul-
verband, für die am Schulverband oder sonst Beteiligten, für die Verbandsschule oder 

für die Allgemeinheit aufgeschoben werden können, bis die Schulverbandsversammlung 
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zur Beschlussfassung zusammentritt. Für die Frage der Dringlichkeit und Unaufschieb-
barkeit kommt es nicht auf die subjektive Meinung des Vorsitzenden, sondern auf die 

objektive Lage der Dinge an. 
 

§ 5 Aufgaben als Leiter der Verwaltung des Schulverbandes 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit 

1. die laufenden Angelegenheiten, die für den Schulverband keine grundsätzliche 

Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 

37 Abs. 1 Nr. 1 GO 
2. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder geheim zu halten sind (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. 

Art. 36 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 1 Nr. 3 GO). 
(2) Zu den Aufgaben des Schulverbandsvorsitzenden nach Abs. 1 Nr. 1 gehören insbe-

sondere auch: 
Die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften 
und im Rahmen von Richtlinien der Schulverbandsversammlung, in denen die Leistun-

gen nach Voraussetzung und Höhe festgelegt sind; im Übrigen bis zu einem Betrag von 
5.000,- EURO im Einzelfall, 

a) Die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 
2.000,- EURO und über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 
2.000,-EURO im Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung ge-

währleistet ist (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 und Art. 40 
Abs. 1 KommZG und Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO), 

b) Der Abschluss von Verträgen, die Lieferungen und Leistungen an den Schulver-
band zum Gegenstand haben, sowie die Wahrnehmung von Rechten und Pflich-
ten des Schulverbands aus solchen Verträgen, bis zu einer Wertgrenze von 

5.000,-EURO, 
c) Der Abschluss sonstiger Verträge, die Verpflichtungen des Schulverbands be-

inhalten, bis zu einer Wertgrenze von 5.000,- EURO. 
(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 
2 der Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser 

Zeitraum nicht bestimmbar, so ist der zehnfache Jahresbetrag anzusetzen. 
(4) Soweit die Aufgaben nach Abs. 2 nicht unter Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 36 

Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO fallen, 
werden sie hiermit dem Schulverbandsvorsitzenden gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 

i.V.m. Art. 36 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 2 GO zur 
selbstständigen Erledigung übertragen. 
(5) Dem Schulverbandsvorsitzenden stehen für die Erledigung seiner Geschäfte die Be-

diensteten des Schulverbandes zur Seite (Art. 9 Abs. 1 Bay-SchFG i.V.m. Art. 36 Abs. 
4 KommZG). Er weist ihnen ihr Arbeitsgebiet zu. 

Er kann ihnen dabei in laufenden Angelegenheiten auch das Zeichnungsrecht übertra-
gen. Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. Der Schulver-
bandsvorsitzende führt die Dienstaufsicht über die Beschäftigten des Schulverbandes 

und übt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenüber den Beamten des Schulver-
bandes aus (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 38 Abs. 4 KommZG). 

(6) Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden auf Grund des § 2 der Satzung 
des Schulverbandes von der Gemeinde Fensterbach geführt. 
(7) Wenn Mitglieder der Schulverbandsversammlung nicht schon als Bürger-meister o-

der Gemeinderäte oder Gemeindebedienstete nach Art. 56 a Abs. 3 GO verpflichtet 
wurden, hat der Schulverbandsvorsitzende  sie,  bevor sie  mit Angelegenheiten befasst 
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werden, die im Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesre-
publik Deutschland oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen, 

schriftlich besonders zu verpflichten, alle solche Angelegenheiten geheim zu halten.  
 

§ 6 Vertretung des Schulverbandes nach außen 
(1) Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden zur Vertretung des Schulverbandes 
nach außen bei der Abgabe und Entgegennahme von rechtserheblichen Erklärungen 

(Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 36 Abs. 1 Satz 1 KommZG) beschränkt sich auf den 
Vollzug der einschlägigen Beschlüsse der Schulverbandsversammlung, soweit der 

Schulverbandsvorsitzende nicht gemäß § 5 Absätze 1 bis 4 der Geschäftsordnung zum 
selbstständigen Handeln befugt ist. 
(2) Der Schulverbandsvorsitzende kann im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis anderen 

Personen schriftlich, unter Angabe der Amtsbezeichnung und durch handschriftliche Un-
terzeichnung Vollmacht zur Vertretung des Schulverbandes erteilen (Art. 9 Abs. 1 

BaySchFG i.V.m. Art. 37 Abs. 1 Satz 3 Komm-ZG und Art. 38 Abs. 2 GO). 
 

§ 7 Sonstige Geschäfte 

Dem Schulverbandsvorsitzenden können weitere Angelegenheiten zur selbstständigen 
Erledigung durch besonderen Beschluss der Schulverbandsversammlung übertragen 

werden. 
 

2. Stellvertretung 

 
§ 8 Aufgaben des Stellvertreters des Schulverbandsvorsitzenden 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende wird im Falle seiner Verhinderung durch den von der 
Schulverbandsversammlung gewählten Stellvertreter vertreten. 
(2) Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung des Schulverbandsvorsitzenden und des 

Stellvertreters des Schulverbandsvorsitzenden bestellt die Schulver-bandsversamm-
lung den 2. Bürgermeister der Gemeinde Fensterbach als weiteren Stellvertreter. 

 
(3) Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden übt im Verhinderungsfall die ge-
samten gesetzlichen und geschäfts- und ordungsmäßigen Befugnisse des Schulver-

bandsvorsitzenden aus (§§ 4 - 7 der Geschäftsordnung). 
(4) Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn der zu Vertretende aus tatsächlichen oder 

rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger 
Dienstenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, sein Amt auszu-

üben. 
(5) Der Schulverbandsvorsitzende kann seine Aufgaben und Befugnisse als Schulver-
bandsvorsitzender nicht ganz oder teilweise auf seinen allgemeinen Stellvertreter in 

seiner Gemeinde oder gemäß Art. 39 Abs. 2 GO auf eine dort genannte sonstige Person 
übertragen. 
 

B. Der Geschäftsgang 
 

I. Allgemeines 
 

§ 9 Verantwortung für den Geschäftsgang 

(1) Schulverbandsversammlung und Schulverbandsvorsitzender sorgen für den ord-

nungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vor-
schriften im eigenen Wirkungskreis und für die Durchführung der gesetzmäßigen An-

ordnungen und Weisungen der Staatsbehörden. Sie schaffen die dazu erforderlichen 



 

Amtsblatt 34 / 2020 Seite 7 

 

 

 

 

Einrichtungen (Art. 9 Abs. 1 Bay-SchFG, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG i.V.m. Art. 56 
Abs. 2 und Art. 59 Abs. 1 GO). 

(2) Eingaben und Beschwerden an die Schulverbandsversammlung (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG i.V.m. Art. 56 Abs. 3 GO) werden von der 

Verwaltung des Schulverbandes (§ 5 Abs. 3) vorbehandelt und sodann der Schulver-
bandsversammlung vorgelegt. Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des Schul-
verbandsvorsitzenden (§ 5 Abs. 1) fallen, erledigt dieser in eigener Zuständigkeit; er 

unterrichtet die Schulverbandsversammlung, wenn und soweit das nach den Umstän-
den der Eingabe nicht unterbleiben kann. 
 

§ 10 Sitzungen, Beschlussfähigkeit 
(1) Die Schulverbandsversammlung beschließt in Sitzungen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 

i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 47 Abs. 1 GO). Eine Beschlussfassung 
durch mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist aus-
geschlossen. 

(2) Die Schulverbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord-
nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberech-

tigt ist (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 33 Abs. 1 Satz 1 KommZG). 
(3) Wird die Schulverbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, zum zweiten Mal zur 

Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist sie ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese 

Bestimmung eigens hingewiesen werden (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 33 Abs. 1 
Satz 3 KommZG). 
 

§ 11 Öffentliche Sitzung  
(1) Die Sitzungen der Schulverbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rück-

sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner ent-
gegenstehen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 
52 Abs. 2 GO). 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen der Schulverbandsversammlung hat jedermann Zu-
tritt, soweit der für Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. Soweit erforderlich, wird die 

Zulassung durch die Ausgabe von Platzkarten geregelt. Für die Medien ist stets eine 
angemessene Zahl von Plätzen freizuhalten. Rundfunk und Fernsehaufnahmen bedürfen 
der Zustimmung des Schulverbandsvorsitzenden und der Schulverbandsversammlung. 

(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Schul-verbands-
vorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. 

Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 53 Abs. 1 GO). 
 

§ 12 Nichtöffentliche Sitzungen 

(1) In nichtöffentlichen Sitzungen werden grundsätzlich behandelt: 
1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 

2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen, 

4. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz  
vorgeschrieben oder nach der Natur der Sache erforderlich ist.  
(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die 

der Schulverbandsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren 
Anwesenheit für die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 
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(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der Schulverbandsvorsit-
zende in öffentlicher Sitzung bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weg-

gefallen sind (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 
52 Abs. 3 GO). 

 
II. Vorbereitung der Sitzungen 

 

§ 13 Einberufung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende beruft die Sitzungen der Schulverbandsver-samm-
lung ein, wenn die Geschäftslage es erfordert, jedoch jährlich mindestens einmal, oder 

wenn ein Viertel der Mitglieder der Schulverbandsversammlung es schriftlich beantragt 
(Art. 9 Abs. 6 BaySchFG). Im Fall des Art. 9 Abs. 6 Satz 3 BaySchFG beruft er die 

Sitzung der Schulverbandsversammlung innerhalb einer Woche ab Eingang des Antrags 
bei ihm zu einem möglichst naheliegenden Termin ein. 
(2) Die Sitzungen finden in der Regel in der Grundschule Dürnsricht, im Lehrerzimmer 

statt. Im Einzelfall sind Abweichungen hiervon möglich.  
 

§ 14 Tagesordnung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegan-
gene Anträge von Mitgliedern der Schulverbandsversammlung setzt der Schulverbands-

vorsitzende möglichst auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. Eine materielle Vor-
prüfung findet nicht statt. 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkre-
tisiert zu benennen, damit es den Mitgliedern der Schulverbandsversammlung ermög-
licht wird, sich auf die Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten.  

(3) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig 
mitgeteilt werden. 

 
§ 15 Form und Frist für die Einladung 

(1) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung werden schriftlich unter Beifügung 

der Tagesordnung zu den Sitzungen eingeladen. Die Tagesordnung kann bis spätestens 
zum Ablauf des dritten Tages vor der Sitzung nachgereicht oder ergänzt werden. Der 

Tagesordnung sollen weitere Unterlagen beigefügt werden, wenn und soweit das sach-
dienlich ist.  
(2) Die Ladungsfrist beträgt fünf Tage; sie kann in dringenden Fällen auf zwei Tage 

verkürzt werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der 
Berechnung der Frist nicht mitgerechnet.  

(3) Soll zum zweiten Mal über den gleichen Gegenstand verhandelt werden, so muss 
bei der Ladung hierauf unter Bekanntgabe der Tagesordnung sowie darauf hingewiesen 
werden, dass die Schulverbandsversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-

nenen beschlussfähig ist (Art. 9 Abs. 1 Bay-SchFG i.V.m. Art. 33 Abs. 1 Satz 3 
KommZG). 

(4) Für Wahlen gilt Absatz 3 entsprechend. 
 

§ 16 Anträge 
(1) Das Recht, Anträge in die Schulverbandsversammlung einzubringen, besitzen nur 
die Mitglieder der Schulverbandsversammlung. 

(2) Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich zu stellen und 
ausreichend zu begründen. Sie sollen spätestens am 10. Tag vor der Sitzung beim 

Schulverbandsvorsitzenden eingereicht werden. Soweit ein Antrag mit Ausgaben ver-
bunden ist, die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag 
enthalten. 



 

Amtsblatt 34 / 2020 Seite 9 

 

 

 

 

(3) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte 
Anträge können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn 

1. die Angelegenheit dringlich ist und die Schulverbandsversammlung der Be-
handlung mehrheitlich zustimmt oder 

2. sämtliche Mitglieder der Schulverbandsversammlung anwesend sind und 
kein Mitglied der Behandlung widerspricht. Ist noch eine Ermittlung und Prü-
fung des Sachverhalts oder die Beiziehung abwesender Personen oder von 

Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur nächsten Sitzung zurückge-
stellt.  

(4) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge, z. B. Nichtbe-fassungs-
anträge, Zurückziehung eines Antrages, Änderungsanträge und ähnliche Anträge, kön-
nen auch während der Sitzung und ohne Beachtung der Schriftform gestellt werden. 

 
III. Sitzungsverlauf 

 
§ 17 Eröffnung der Sitzung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße 

Ladung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung sowie die Beschlussfähigkeit der 
Schulverbandsversammlung fest. 

(2) Die Niederschrift über die vorangegangene Sitzung wird bei den Mitgliedern der 
Schulverbandsversammlung in Umlauf gesetzt. Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine 
Einwendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als von der Schulverbandsver-

sammlung gem. Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 
54. Abs. 2 GO genehmigt. 

 
§ 18 Eintritt in die Tagesordnung 

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgeleg-

ten Reihenfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden.  
(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 12), 

so wird darüber vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden 
(Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 Komm-ZG und Art. 52 Abs. 2 Satz 
2 GO). Wird von vornherein zu einer nichtöffentlichen Sitzung geladen, gilt die Behand-

lung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht die Schulverbands-
versammlung anders entscheidet. 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende oder ein von ihm beauftragter Berichterstatter trägt 
den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. Anstelle des 

mündlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.  
(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss vorbehandelt worden sind, ist 
der Beschluss des Ausschusses bekannt zu geben.  

(5) Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Schulverbandsvorsitzenden oder auf 
Beschluss der Schulverbandsversammlung der Schulleiter, der Vorsitzende des Eltern-

beirats, Sachverständige sowie Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung 
zugezogen und gutachtlich gehört werden. Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige 
Personen.  

(6) Der Schulverbandsvorsitzende kann zu allen - auch zu den nichtöffentlichen - Sit-
zungen Vertreter der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden einladen. Vertreter dieser 

Aufsichtsbehörden haben auch ohne Einladung das Recht, an der Sitzung der Schulver-
bandsversammlung teilzunehmen (Art. 9 Abs. 1 Bay-SchFG i.V.m. Art. 32 Abs. 3 Satz 
1 KommZG).  
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§ 19 Beratung der Sitzungsgegenstände 
(1) Nach der Berichterstattung über einen Tagesordnungspunkt, gegebenenfalls nach 

dem Vortrag des Schulleiters, des Vorsitzenden des Elternbeirats, der Sachverständigen 
oder der Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung, eröffnet der Schul-

verbandsvorsitzende jeweils die Beratung.  
(2) Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die nach den Umständen annehmen 
müssen, von der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesord-

nung wegen persönlicher Beteiligung (Art. 9 Abs. 1 Bay-SchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 
Satz 1 KommZG und Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn 

der Beratung dem Schulverbandsvorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. Entspre-
chendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art während der Beratung erkennbar werden. 
Das wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung 

und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher 
Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei nicht-öffentlicher Sitzung verlässt er den 

Raum.  
(3) Ein Sitzungsteilnehmer darf das Wort nur ergreifen, wenn es ihm vom Vorsitzenden 
erteilt wird. Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen; er 

kann es wiederholt erteilen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende 
über die Reihenfolge. Bei Wortmeldungen "zur Geschäftsordung" ist das Wort außer der 

Reihe sofort zu erteilen. Vertretern der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden ist auf An-
trag das Wort zu erteilen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 32 Abs. 3 Satz 2 
KommZG). Zuhörern kann das Wort nicht erteilt werden.  

(4) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die Schulver-
bandsversammlung. Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungs-

punkt beziehen; Abweichungen vom Thema sind zu vermeiden.  
(5) Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  

2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des bera-
tenen Antrags.  

Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache 
selbst findet insoweit nicht statt. Über Änderungsanträge ist in der Regel sofort zu be-
raten und abzustimmen.  

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, können der Antragsteller, der Bericht-
erstatter und sodann der Vorsitzende eine Schlussäußerung abgeben. Die Beratung wird 

vom Vorsitzenden geschlossen.  
(7) Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur 

Ordnung und macht sie auf den Verstoß aufmerksam. Bei weiteren Verstößen kann 
ihnen der Vorsitzende das Wort entziehen.  
(8) Mitglieder der Schulverbandsverbandsversammlung, die die Ordnung fortgesetzt er-

heblich stören, kann der Vorsitzende mit Zustimmung der Schulverbandsversammlung 
von der Sitzung ausschließen. Über den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet 

die Schulverbandsversammlung (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art. 53 Abs. 2 GO). 
(9) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ord-

nung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. Eine 
unterbrochene Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen 

Ladung hierzu bedarf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die 
Sitzung unterbrochen wurde. Der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung be-
kannt. 
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§ 20 Abstimmung 
(1) Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf "Schluss 

der Beratung" schließt der Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsge-
genstand abstimmen. Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit (§ 10 Abs. 

2 und 3) gegeben ist.  
(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden 
Reihenfolge abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung; 
2. Anträge, die mit dem Beschluss eines Ausschusses übereinstimmen; über 

sie ist vor allen anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzu-
stimmen, 

3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen grö-

ßeren Aufwand erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegen-
stand haben, 

4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag 
nicht unter die Nummern 1 bis 3 fällt.  

(3) Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile 

eines Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsit-
zende eine Teilung vornimmt.  

(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Der Vorsitzende formuliert 
die zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit "ja" oder "nein" beantwortet 
werden kann. Grundsätzlich wird in der Reihenfolge "ja - nein" abgestimmt.  

(5) Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss 
der Schulverbandsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit 

der Abstimmenden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorge-
schrieben ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i.V.m. Art. 34 Abs. 3 KommZG). Kein Mitglied der Schulverbandsversammlung darf sich 

der Stimme enthalten (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG 
und Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO). 

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. Das Ab-
stimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben, dabei ist 
festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag können in derselben Sitzung 
die Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht deren 

sofortige Wiederholung durch alle Mitglieder verlangt wird, die an der Abstimmung teil-
genommen haben. In einer späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes 

vorgesehen, ein bereits zur Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbeson-
dere dann erneut behandelt werden, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Ge-
sichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand ordnungsgemäß auf die Tages-

ordnung gesetzt wurde.  
(8) Beschlüsse der Schulverbandsversammlung sind nicht deshalb ungültig, weil Mit-

glieder im Widerspruch zu Weisungen der von ihnen vertretenen Mitgliedsgemeinden 
abgestimmt haben (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 33 Abs. 5 Satz 2 KommZG). 

 

§ 21 Wahlen 
(1) Für Entscheidungen der Schulverbandsversammlung, die im Bayerischen Schulfi-

nanzierungsgesetz oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, 
gilt Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 33 Abs. 3 Komm-ZG.  
(2) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. Ungültig 

sind insbesondere leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des Ge-
wählten nicht eindeutig ersehen lassen.  
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(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird 
diese Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden 

Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Haben im ersten Wahlgang von 
mehreren Bewerbern drei die gleiche höchste Stimmenzahl erhalten oder stehen an 

zweiter Stelle zwei Bewerber mit gleichen Stimmenzahlen, so entscheidet das Los dar-
über, wer von den Bewerbern mit gleicher Stimmenzahl in die Stichwahl zu bringen ist. 
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das Los. 

 
§ 22 Anfragen 

Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung können in jeder Sitzung nach Erledigung 
der Tagesordnung an den Vorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die 
nicht auf der Tagesordnung stehen. Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort 

durch den Vorsitzenden oder anwesenden Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 der Ge-
schäftsordnung beantwortet werden. Ist das nicht möglich, so werden sie in der nächs-

ten Sitzung beantwortet. Eine Aussprache über Anfragen findet in der Sitzung nicht 
statt. 

§ 23 Beendigung der Sitzung 

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der Schulverbands-
vorsitzende die Sitzung. 

 
IV. Sitzungsniederschrift 

 

§ 24 Form und Inhalt 
(1) Über die Sitzung der Schulverbandsversammlung werden Niederschriften gefertigt, 

deren Inhalt sich nach Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 2 KommZG 
und Art. 54 Abs. 1 GO richtet. Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen 
und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt.  

(2) Ist ein Mitglied der Schulverbandsversammlung bei einer Beschlussfassung abwe-
send, so ist dies in der Niederschrift besonders zu vermerken. Haben Mitglieder einem 

Beschluss nicht zugestimmt, so können sie verlangen, dass dies vermerkt wird (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).  
(3) Die Niederschrift ist vom Schulverbandsvorsitzenden und vom Schriftführer zu un-

terzeichnen und von der Schulverbandsversammlung zu genehmigen (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 2 GO). 

 
§ 25 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle im Gebiet des Schul-
verbandes wohnenden Bürger Einsicht nehmen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 26 
Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 3 Satz 2 GO).  

(2) Mitglieder der Schulverbandsversammlung können jederzeit die Niederschriften 
über öffentliche und nicht-öffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in 

öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse erteilen lassen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). Abschriften von Be-
schlüssen, die in nicht-öffentlicher Sitzung gefallen sind, können sie verlangen, wenn 

die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 
26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 52 Abs. 3 und Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO).  

(3) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Mitglieder der Schulverbands-
versammlung jederzeit die Berichte über die Prüfung einsehen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i.V.m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 102 Abs. 5 GO); Abschriften werden 

nicht erteilt. 
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C. Schlussvorschriften 
 

§ 26 Bekanntmachungen 
(1) Die Verbandssatzung wird von der Aufsichtsbehörde in ihrem Amtsblatt bekanntge-

macht (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 Komm-ZG).  
(2) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes weisen auf die Veröffentlichung nach 
Absatz 1 gemäß den dort für die amtliche Bekanntmachung von gemeindlichen Satzun-

gen geltenden Vorschriften amtlich hin (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 21 Abs. 2 
und Art. 24 Abs. 2 KommZG).  

(3) Für sonstige Bekanntmachungen gelten die in den Mitgliedsgemeinden bestehenden 
Vorschriften.  
 

§ 27 Änderung der Geschäftsordnung 
Vorstehende Geschäftsordnung kann nur durch Beschluss der Schulverbandsversamm-

lung geändert werden. 
 

§ 28 Verteilung der Geschäftsordnung 

(1) Jedem Mitglied der Schulverbandsversammlung ist ein Exemplar der Geschäftsord-
nung auszuhändigen.  

(2) Wird ein Mitglied der Schulverbandsversammlung gemäß Art. 9 Abs. 3 Satz 4 oder 
Abs. 4 Satz 2 BaySchFG abberufen, hat es die Geschäftsordnung wieder an den Schul-
verbandsvorsitzenden zurückzugeben. 

 
§ 29 Inkrafttreten 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt rückwirkend zum 01. Mai 2020 in Kraft.  
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die derzeit gültige Fassung der Geschäftsordnung des 
Schulverbandes Fensterbach außer Kraft. 

 
Wolfring, 23.10.2020 

Schulverband Fensterbach 
Ziegler 
Verbandsvorsitzender 

 
 

 
Entschädigungssatzung des Schulverbandes Fensterbach 

 
Auf Grund Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG), sowie Art. 20 a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

(GO) erlässt der Schulverband folgende Entschädigungssatzung: 
 

§ 1 Entschädigungsberechtigte 
Der Schulverbandsvorsitzende und der stellvertretende Schulverbandsvorsitzende wer-
den für die mit ihrem Amt verbundenen Tätigkeiten nach Maßgabe dieser Satzung ent-

schädigt. 
 

§ 2 Auslagenersatz 
Die gekorenen Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Schulver-
bandsversammlung und ihrer Ausschüsse einen pauschalierten Auslagenersatz in Höhe 

von 25,00 € pro Sitzung. 
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§ 3 Entschädigung des/der Schulverbandsvorsitzenden 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pauschal-

entschädigung in Höhe von 92,90 €. Der stellvertretende Schulverbandsvor-sitzende 
erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschädigung in Höhe von 46,45 €. 

Die Entschädigungen erhöhen sich im gleichen Umfang, wie die allg. Beamtenbesoldung 
ansteigt. 
(2) Gekorene Verbandsräte erhalten keine Entschädigung. 

 
§ 4 Reisekosten 

(1) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner für auswärtige Tä-
tigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaates Bayern gelten-
den Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schul-

verbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 13 
Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbandes genannten Ort statt-finden. 

(2) Die Reisekosten werden nur auf Antrag gewährt. 
 

§ 5 Auszahlung der Entschädigungen 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden monatlich je-
weils zum Monatsende ausgezahlt. Auslagenersatz wird nachträglich nach Abrechnung 

gezahlt. 
 

§ 6 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.05.2020 in Kraft.  
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Entschädigungssatzung vom 26.11.2014 außer 

Kraft. 
 
Wolfring, 23.10.2020 

Schulverband Fensterbach 
Ziegler 

Schulverbandsvorsitzender 
 
 

 
Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Fens-

terbach (Verbandssatzung) 
 

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Fensterbach (nachfolgend stets 
Schulverbandsversammlung genannt) erlässt auf Grund des Art. 9 Abs. 9 des Bayeri-
schen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-7-1-K – i.V.m. Art. 1 Abs. 

3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 5, Art. 29 Satz 2, Art. 30 
Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über 

die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) – BayRS 2020-6-1-I – sowie Art. 20a und 
Art. 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) – BayRS 2020-1-1-
I - folgende 

 
Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des 

Schulverbandes Fensterbach 
(Verbandssatzung): 

 

§ 1 Name und Sitz des Schulverbandes 
(1) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Fensterbach“. 
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(2) Der Schulverband hat seinen Sitz im Rathaus in Wolfring, Knöllinger Straße 5, 92269 
Fensterbach. 

 
§ 2 Zusammensetzung der Verbandsversammlung  

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, einem Stell-
vertreter und den übrigen Verbandsräten. Die Schulverbandsversammlung setzt sich 
abweichend von Art. 9 Abs. 3 Satz 2 BaySchFG auf der Grundlage des Art. 9 Abs. 3 Satz 

3 BaySchFG wie folgt zusammen: 
a) Die Verbandsversammlung besteht aus den ersten Bürgermeistern der am Schul-

verband beteiligten Gemeinden. 
b) Daneben entsenden Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis 

100 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen (Verbands-schüler), 

einen für jedes weitere angefangene Hundert Verbandsschüler nochmals einen 
weiteren Verbandsrat in die Verbandsversammlung. Stellt eine Gemeinde wegen 

Rückgangs ihrer Verbandsschüler zum Stichtag zu viele Verbandsräte, sind sie 
durch den Gemeinderat vor der nächsten Verbandsversammlung abzuberufen. 

c) Die weiteren Mitglieder werden vom Gemeinderat für die Dauer seiner Wahlperi-

ode bestellt. Die Bestellung kann widerrufen werden. 
(2) Für jeden Verbandsrat, der nicht Kraft Gesetzes der Verbandsversammlung ange-

hört, ist ein Stellvertreter zu bestellen. 
(3) Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 
 

§ 3 Kassengeschäfte  
Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden auf Grund der Zweckvereinbarung 

vom 18.12./20.12.2000 von der Mitgliedsgemeinde Fensterbach geführt. 
 

§ 4 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der 
Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 9 

BaySchFG i.V.m. Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte 
erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulver-
bandsversammlung und seiner Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern 

besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Ge-
schäftsordnung (§ 2 Absätze 3 und 4) übertragen werden. 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversamm-
lung kraft Amtes angehören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband 

beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), erhalten für ihre Tätigkeit eine 
monatliche Pauschalentschädigung nach der jeweils geltenden Entschädigungssatzung 
des Schulverbandes. 

(3) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit 
ein Sitzungsgeld. Die Höhe bestimmt sich nach der jeweils geltenden Entschädigungs-

satzung. 
 

§ 5 Finanzbedarf 

Der Finanzbedarf wird analog Art. 9 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 BaySchFG aufgebracht: 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte bedarf wird nach der Zahl der Verbands-

schüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Umlagesoll). Stichtag für die 
Berechnung der Schulverbandsumlage ist die maßgebliche Schülerzahl nach dem Stand 
am 01. Oktober des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 

 
§ 6 Rechnungsprüfung 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
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(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 3 Mitgliedern, die die Schulver-
bandsversammlung aus ihrer Mitte bestellt. 

 
§ 7 Ausscheiden von Mitgliedern 

Scheidet in Folge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem 
Schulverband aus, so findet eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schul-
verband und dem ausscheidenden Verbandsmitglied statt. 

 
§ 8 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.05.2020 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Regelung von Fragen der Verfassung des 
Schulverbandes Fensterbach (Verbandssatzung) vom 26.11.2014 außer Kraft. 

 
Wolfring, 23.10.2020  

Schulverband Fensterbach 
Ziegler 
Verbandsvorsitzender 

 
 

 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Fensterbach für das Haushaltsjahr 
2020 

 
I. 

Auf Grund des Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), der Art. 
40 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie der Art. 61 
ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO) hat die 

Verbandsversammlung des Schulverbandes Fensterbach in ihrer öffentlichen Sitzung 
am 22.10.2020 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 beschlossen, die 

hiermit gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG, Art. 24 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO 
bekanntgemacht wird: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit fest-

gesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit  461.400,00 Euro 

und  
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit  100.000,00 Euro 
ab. 

 
§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4Schulverbandsumlage 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf wird für das Haushalts-

jahr 2020 auf 429.300,00 Euro festgesetzt und nach der Zahl der Verbands-
schüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Schulverbandsum-

lage). 
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2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schüler-
zahl nach dem Stand vom 01.10.2019 auf 135 Verbandsschüler festgesetzt.  

 
3. Die Schulverbandsumlage wird je Verbandsschüler auf 3.180,00 Euro festge-

setzt. 
 

§ 5  

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 20.000,00 Euro festgesetzt. 

 
§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 
 

II. 

Das Landratsamt Schwandorf hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
29.10.2020, Az. 2.1-941-2020, festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmi-

gungspflichtigen Teile enthält. 
 

III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht. Die Einsichtnahme ist bei 

der Geschäftsstelle des Schulverbandes im Rathaus in Wolfring, Zimmer Nr. E 7, Knöllin-
ger Str. 5, 92269 Fensterbach, während der Dienststunden möglich. 
 

Fensterbach, 03.11.2020 
Schulverband Fensterbach 

Ziegler 
Verbandsvorsitzender 
 

 
 

Übung der Bundeswehr 
 

Die Bundeswehr führt vom 05. Dezember 2020 bis 08. Dezember 2020 eine Gefechts-
übung durch. 
 

Bezeichnung: Rekrutenbesichtigung und Gefechtsmarsch mit Einlagen 
 

Übungstruppe: Panzerbataillon 104, 5. Kompanie Weiden 
 
Übungsraum: 

Östliches Landkreisgebiet 
Stadt Oberviechtach – Gemeinde Teunz, OT Kühried und OT Wildstein 

 
Anmerkungen zur Übung: 
Die Übung findet im freien Gelände und in Kasernen auf Standort- und Truppen-

übungsplätzen statt. 
Im Verlauf der Übung kommt es auch zum Einsatz von Manövermunition. 
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Voraussichtliche Ballungsräume im Übungsgebiet und Straßen mit mehr als verkehrs-
üblicher Benutzung sind nicht gemeldet. 

 
Da auch Fahrzeuge in der Regel mit geringen Geschwindigkeiten und schlechter Be-

leuchtung unterwegs sind, ist während der Übungszeit entsprechende Vorsicht gebo-
ten. 
 

Anmerkungen und Hinweise: 
Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen fernzu-

halten. 
Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und derglei-
chen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend hingewiesen. Unbefugter 

Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem Sprengstoffgesetz 
strafrechtlich verfolgt werden. 

Übungsschäden sind innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung schriftlich 
beim Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Amberg - Herrn Steinbauer, Kümmersbru-
cker Str. 1, 92224 Amberg geltend zu machen.  

 
Schwandorf, 10. November 2020 

Landratsamt Schwandorf 
 
 

 
Nachruf 

 
Wir betrauern den plötzlichen Tod unseres Mitarbeiters 
 

Herrn Reiner Kolloch 
 

Herr Kolloch war seit 2018 beim Landkreis Schwandorf beschäftigt und als Mitarbeiter 
im Büro für Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung tätig. 
 

Sein pflichtbewusster Einsatz, seine Zuverlässigkeit, Kameradschaftlichkeit und Hilfsbe-
reitschaft sichern ihm bei Vorgesetzten, Kolleginnen und Kollegen eine bleibende Erin-

nerung. 
 

Wir sind ihm zu Dank verpflichtet und werden ihm stets ein ehrendes Andenken bewah-
ren. 
 

Unser Mitgefühl gehört den trauernden Hinterbliebenen. 
 

Schwandorf, 09.11.2020 
Landratsamt Schwandorf  
 

Thomas Ebeling Thomas Müller 
Landrat Personalratsvorsitzender 
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Vollzug des SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und des SGB XII (So-
zialhilfe); Neufestsetzung der Richtwerte für die (abstrakte) Angemessenheit 

der Unterkunftskosten im Landkreis Schwandorf ab 01.01.2021 
 

Bekanntmachung des Landkreises Schwandorf 
vom 10.11.2020 

1. Allgemeine Hinweise 

 
1.1 Bei den Existenzsicherungsleistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeit-

suchende) und dem SGB XII (Sozialhilfe) wird der Bedarf für die Unterkunft in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind 
(§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II bzw. § 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB XII). 

1.2 Die Prüfung der Angemessenheit vollzieht sich in mehreren Schritten. Zunächst ist 
zu klären, welche Unterkunft nach Wohnfläche und Kosten für den Einzelfall ganz 

allgemein als angemessen anzusehen ist (abstrakte Angemessenheit). Entspricht 
die konkrete Unterkunft den maßgebenden Kriterien, können die Kosten bei der 
Bedarfsberechnung voll berücksichtigt werden. Ist dies nicht der Fall, muss anhand 

der individuellen Umstände geprüft werden, ob für den Einzelfall höhere als die abs-
trakt angemessenen Kosten als angemessen anerkannt werden können (konkrete 

Angemessenheit). 
1.3 Hinsichtlich der abstrakt angemessenen Wohnfläche ist nach der Rechtsprechung 

des Bundessozialgerichts auf die im jeweiligen Bundesland für Wohnberechtigte im 

sozialen Mietwohnungsbau festgelegten Werte abzustellen. Für Bayern sind dies die 
in der nachfolgenden Tabelle in der Spalte „Wohnfläche“ ausgewiesenen Werte. 

Die abstrakt angemessenen Kosten sind von jedem Leistungsträger für seinen Zu-
ständigkeitsbereich zu ermitteln. Dabei ist vom einfachen, im unteren Marktseg-
ment liegenden Wohnungsstandard auszugehen. 

Die derzeitigen Richtwerte beruhen auf einem Konzept, das im Jahr 2016 erstellt 
worden ist. Dazu sind unter anderem die Bestandsmieten im Landkreis Schwandorf 

erhoben und die Angebotsmieten ausgewertet worden. 
Zum 01.01.2019 erfolgte eine Fortschreibung mit Hilfe des Verbraucherpreisindex 
für Bayern. Zugrunde gelegt wurden hierbei die Spezialindizes für die Nettokalt-

miete und die Wohnungsnebenkosten. 

2. Anpassung der Richtwerte ab 2021 

Die seit dem 01.01.2019 geltenden Richtwerte werden zum 01.01.2021 nochmals 
mit Hilfe der Spezialindizes für Nettokaltmieten und Wohnungsnebenkosten in Bay-

ern fortgeschrieben. Nach diesen Indizes sind die Nettokaltmieten in Bayern von 
Juni 2018 bis Juni 2020 um 3,14 % und die Wohnungsnebenkosten um 3,92 % 
gestiegen. Unter Zugrundelegung dieser Steigerungsraten werden die Richtwerte 

für die (abstrakte) Angemessenheit der Unterkunftskosten im Landkreis Schwandorf 
ab 01.01.2021 wie folgt neu festgesetzt: 
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Zahl der 
Personen 

Richtwerte für die Angemessenheit der 

Wohnfläche Unterkunftskosten im 

Vergleichsraum I1) Vergleichsraum II2) 

1 50 qm 360 € 350 € 

2 65 qm 445 € 390 € 

3 75 qm 490 € 460 € 

4 90 qm 580 € 525 € 

5 105 qm 635 € 605 € 

je weitere 
Person 

+ 15 qm 95 € 90 € 

 
1) Burglengenfeld, Maxhütte-Haidhof, Schwandorf und Teublitz 

2) Altendorf, Bodenwöhr, Bruck i. d. OPf., Dieterskirchen, Fensterbach, 
Gleiritsch, Guteneck, Nabburg, Neukirchen-Balbini, Neunburg v. W., 

Niedermurach, Nittenau, Oberviechtach, Pfreimd, Schönsee, Schmidgaden, 
Schwarzach, Schwarzenfeld, Schwarzhofen, Stadlern, Steinberg am See, 

Stulln, Teunz, Thanstein, Trausnitz, Wackersdorf, Weiding, 
Wernberg-Köblitz, Winklarn 

 

3. Erläuterungen zu den Richtwerten 

 

3.1 Bei der Zahl der Personen ist in der Regel die Zahl der dauerhaft in der Unterkunft 
wohnenden Personen maßgebend, soweit diese zur Bedarfs- oder Einsatzgemein-
schaft gehören. 

3.2 Bei den Unterkunftskosten handelt es sich um die Bruttokaltmiete. Dazu gehören 
die vertragliche Grundmiete (Kaltmietzins) und alle mietvertraglich geschuldeten 

Nebenkosten (kalte Betriebskosten), die zulässigerweise auf Mieter umgelegt wer-
den dürfen, z. B. Grundsteuer, Gebäudebrandversicherung, Wasser- und Kanalge-
bühren, Müllabfuhr, Hausmeisterkosten. Nicht zu den Unterkunftskosten rechnen 

die Heizkosten und die Kosten für die Warmwasserbereitung (kurz Heizkosten). 
Diese werden im Rahmen ihrer Angemessenheit gesondert berücksichtigt. Auch die 

Haushaltsenergie gehört nicht zu den Unterkunftskosten. Diese ist mit den Regels-
ätzen abgegolten. 

3.3 Eine Unterkunft gilt auch dann noch als angemessen, wenn zwar der Richtwert für 

die Wohnfläche, nicht aber der Richtwert für die Unterkunftskosten überschritten 
wird. Ebenso gilt eine Unterkunft noch als angemessen, wenn der Richtwert für die 

Unterkunftskosten überschritten, dies jedoch durch geringere Kosten für die Hei-
zung ausgeglichen wird. Aufwendungen für Unterkunft und Heizung werden in die-
sem Sinne noch als angemessen bewertet, wenn für sich betrachtet der Richtwert 

für die Unterkunftskosten oder die Nichtprüfungsgrenzen für angemessene Heizkos-
ten überschritten werden, die Summe aus beiden Werten (Gesamtangemessen-

heitsgrenze) aber noch eingehalten wird. 
3.4 Für selbst genutzte, vermögensrechtlich geschützte Eigenheime und Eigentums-

wohnungen gelten vorstehende Ausführungen sinngemäß. Nach der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts darf im Vergleich zu Mietwohnungen grundsätzlich 
keine Besserstellung erfolgen. 

 
Schwandorf, 10.11.2020 

Ebeling 
Landrat 


